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KURZE BEGRÜNDUNG

Die Kommission hat dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Vorschlag zur 
Einrichtung des Asyl- und Migrationsfonds im Rahmen des mehrjährigen Finanzrahmens 
2021–2027 vorgelegt. Der Fonds wird die effiziente Steuerung der Migration durch EU-
Mitgliedstaaten mit einem Betrag von 10,4 Mrd. EUR unterstützen.

Die Migrationskrise hat gezeigt, dass es eines gemeinsamen europäischen Ansatzes auf der 
Grundlage von Solidarität und der gerechten Aufteilung der Verantwortlichkeiten bedarf. 
Daher begrüßt die Verfasserin die Aufstockung der für Migration und Asyl verfügbaren 
Mittel als einen wesentlichen Schritt zum Aufbau eines soliden, gerechten und wirksamen 
Asyl- und Aufnahmesystems in der EU. 

Die Verfasserin ist jedoch der Ansicht, dass der Vorschlag in seiner jetzigen Form der 
Erhöhung der Rückkehrquoten übermäßige Bedeutung beimisst. So ist gemäß den 
vorgeschlagenen Kriterien für die Zuweisung von Finanzmitteln an die nationalen Programme 
in geteilter Mittelverwaltung vorgesehen, dass 40 % dieser Mittel in Abhängigkeit von 
Indikatoren zugewiesen werden, die sich auf die Bekämpfung der irregulären Migration und 
den Erlass von Rückkehrentscheidungen beziehen – zu Lasten von Maßnahmen in den 
Bereichen Asyl, reguläre Migration und Integration. Dadurch würden Anreize für die 
Mitgliedstaaten geschaffen, Rückkehrentscheidungen zu erlassen und durchzusetzen, ohne 
dabei die Risiken für die Rückkehrer und mögliche Auswirkungen auf die Herkunftsstaaten 
zu berücksichtigen. 

Die Schritte, die die Kommission zum Aufbau einer soliden Migrationspolitik der EU 
unternommen hat, sind zu begrüßen. Die Verfasserin ist jedoch der Auffassung, dass das 
Europäische Parlament und der Rat die notwendigen Garantien für Rückkehrer und 
Herkunftsstaaten in den Vorschlag einfügen sollten. Rückkehrentscheidungen können nicht 
ohne eine umfassende Bewertung der Lage in den Herkunftsstaaten und der 
Aufnahmekapazität auf lokaler Ebene getroffen werden. Die möglichen Auswirkungen, die 
die Rückkehr auf die Stabilität der Herkunftsländer hat, müssen untersucht werden, da 
Rückführungen Konflikten, Spannungen und Fragilität Vorschub leisten könnten. 

Außerdem sollten das Parlament und der Rat dafür sorgen, dass die Beziehungen der EU zu 
Drittländern nicht von der Zusammenarbeit im Bereich der Rückkehr und der 
Rückübernahme abhängig gemacht werden. Die Zusammenarbeit mit Drittländern sollte nicht 
nur auf den Interessen und Prioritäten der EU im Bereich der Migration, sondern vielmehr auf 
gegenseitigem Interesse und einem umfassenden Ansatz beruhen. Eine enge Fokussierung auf 
die Migrationssteuerung kann die Zusammenarbeit der EU mit Drittländern gefährden.
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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, 
Justiz und Inneres, folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) Der Fonds sollte die 
Menschenrechte uneingeschränkt achten 
und mit der Agenda 2030 sowie dem 
Grundsatz der Politikkohärenz im 
Interesse der Entwicklung gemäß 
Artikel 208 AEUV und den 
internationalen Verpflichtungen in den 
Bereichen Migration und Asyl im 
Einklang stehen, insbesondere mit dem 
globalen Pakt für Flüchtlinge und dem 
globalen Pakt für sichere, geordnete und 
reguläre Migration.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4b) Bei der Verwaltung des Fonds aus 
einer entwicklungsbezogenen Perspektive 
sollte den verschiedenen Ursachen 
Rechnung getragen werden, die der 
Migration zugrunde liegen, darunter 
Konflikte, Armut, Mangel an 
landwirtschaftlichen Kapazitäten, Bildung 
und Ungleichheit.
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Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4c) Die Entwicklungszusammenarbeit 
mit Drittstaaten sollte unter anderem ein 
wichtiger Bestandteil von 
Rückübernahmeabkommen sein, damit 
der Arbeitsmarkt und die 
Beschäftigungsmöglichkeiten in den 
Rückkehrländern angeregt werden und so 
der Anreiz für rückgeführte Migranten 
verringert wird, die europäischen Grenzen 
erneut zu überschreiten.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Der Fonds sollte zu einer 
wirksamen Steuerung der 
Migrationsströme beitragen, indem unter 
anderem gemeinsame Maßnahmen im 
Bereich Asyl – darunter die Anstrengungen 
der Mitgliedstaaten zur Aufnahme von 
Personen, die internationalen Schutz 
benötigen, im Rahmen der Neuansiedlung 
und der Überstellung von Personen, die 
internationalen Schutz beantragt haben 
oder genießen – zwischen den 
Mitgliedstaaten gefördert und 
Integrationsstrategien sowie eine 
wirksamere Politik für legale Migration 
unterstützt werden, damit die langfristige 
Wettbewerbsfähigkeit der Union und die 
Zukunft ihres Sozialmodells gesichert und 
Anreize für irreguläre Migration durch 
eine nachhaltige Rückkehr- und 
Rückübernahmepolitik verringert werden. 
Der Fonds sollte dafür sorgen, dass die 

(7) Der Fonds sollte die Förderung 
gemeinsamer Maßnahmen im Bereich 
Asyl – darunter die Anstrengungen der 
Mitgliedstaaten zur Aufnahme von 
Personen im Rahmen der Neuansiedlung 
und der Überstellung von Personen 
zwischen den Mitgliedstaaten – sowie 
Integrations-, Aufnahme- und 
Eingliederungsstrategien und eine 
wirksamere Politik für legale Migration 
unterstützen, die irreguläre Migration 
bekämpfen und eine nachhaltige 
Rückkehr- und Rückübernahmepolitik 
umsetzen. Der Fonds sollte dafür sorgen, 
dass die Zusammenarbeit mit Drittstaaten 
gestärkt wird, damit die Steuerung der 
Migrationsströme verbessert wird und 
Möglichkeiten der legalen Migration 
geschaffen werden und damit die 
irreguläre Migration und die Schleusung 
von Migranten bekämpft und die 
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Zusammenarbeit mit Drittstaaten gestärkt 
wird, damit die Steuerung des Zustroms 
von Personen, die Asyl oder andere Arten 
des internationalen Schutzes beantragt 
haben, verbessert wird, und dass Wege der 
legalen Migration und die Bekämpfung 
der irregulären Migration unterstützt 
sowie eine dauerhafte Rückkehr und eine 
wirksame Rückübernahme in Drittstaaten 
gewährleistet werden.

dauerhafte Rückkehr und wirksame 
Rückübernahme in Drittstaaten 
gewährleistet werden. Die 
Zusammenarbeit mit Drittländern sollte 
tatsächlich auf gegenseitigem Interesse 
beruhen.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Die Migrationskrise hat deutlich 
gemacht, dass eine Reform des 
Gemeinsamen Europäisches Asylsystem 
notwendig ist, um für wirksame 
Asylverfahren zu sorgen, und damit 
Sekundärbewegungen zu verhindern und 
einheitliche und geeignete 
Aufnahmebedingungen für Person, die 
internationalen Schutz beantragt haben, 
sowie einheitliche Normen für die 
Gewährung internationalen Schutzes und 
angemessene Rechte und Leistungen für 
Personen, die internationalen Schutz 
genießen, zu bieten. Die Reform war 
zudem erforderlich, um eine gerechtere 
und wirksamere Reglung für die 
Bestimmung der Verantwortung der 
Mitgliedstaaten für Personen, die 
internationalen Schutz beantragt haben, 
sowie einen Unionsrahmen für die 
Neuansiedlungsbemühungen der 
Mitgliedstaaten zu schaffen. Daher sollten 
die Mitgliedstaaten im Hinblick auf eine 
korrekte und vollständige Umsetzung des 
reformierten Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems stärker aus dem Fonds 
unterstützt werden.

(8) Die Anstrengungen der 
Mitgliedstaaten, den Besitzstand der 
Union im Asylbereich vollständig und 
ordnungsgemäß umzusetzen und 
insbesondere Vertriebenen und 
Antragstellern auf internationalen Schutz 
sowie Personen, die internationalen Schutz 
genießen, geeignete 
Aufnahmebedingungen zu gewähren und 
eine korrekte Feststellung ihres Status zu 
ermöglichen, gerechte und wirksame 
Asylverfahren anzuwenden und bewährte 
Verfahrensweisen im Asylbereich zu 
fördern, sollten unterstützt und 
intensiviert werden, damit die Rechte der 
Personen, die internationalen Schutz 
benötigen, gewahrt werden und die 
Asylsysteme der Mitgliedstaaten effizient 
funktionieren können. Daher sollten die 
Anstrengungen der Mitgliedstaaten im 
Hinblick auf die korrekte und vollständige 
Umsetzung des reformierten Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystems stärker aus dem 
Fonds unterstützt werden.
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Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Der Fonds sollte ferner die 
Tätigkeiten der Asylagentur der 
Europäischen Union (EUAA), die mit der 
Verordnung (EU) .../... [Verordnung über 
die Asylagentur der Europäischen Union]14 
im Hinblick darauf eingerichtet wurde, die 
Funktionsweise des Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystems zu erleichtern 
und zu verbessern, indem die praktische 
Zusammenarbeit und der 
Informationsaustausch zwischen den 
Mitgliedstaaten koordiniert und verbessert 
werden, das Unionsrecht und operative 
Normen im Asylbereich gefördert werden, 
um unionsweit ein hohes Maß an 
Einheitlichkeit auf der Grundlage hoher 
Schutzstandards bezüglich der Verfahren 
für internationalen Schutz, der 
Aufnahmebedingungen und der 
Beurteilung der Schutzbedürftigkeit 
sicherzustellen, und eine tragfähige und 
gerechte Verteilung der Anträge auf 
internationalen Schutz zu ermöglichen, 
eine einheitlichere Prüfung von Anträgen 
auf internationalen Schutz in der gesamten 
Union zu erleichtern, die 
Neuansiedlungsbemühungen der 
Mitgliedstaaten zu unterstützen und 
insbesondere jenen Mitgliedstaaten bei der 
Verwaltung ihrer Asyl- und 
Aufnahmesysteme operative und 
technische Hilfe zu bieten, die einem 
unverhältnismäßigen Druck ausgesetzt 
sind.

(9) Der Fonds sollte ferner die 
Tätigkeiten der Asylagentur der 
Europäischen Union (EUAA) ergänzen 
und unterstützen, die mit der Verordnung 
(EU) .../... [Verordnung über die 
Asylagentur der Europäischen Union]14 im 
Hinblick darauf eingerichtet wurde, die 
Funktionsweise des Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystems zu erleichtern 
und zu verbessern, indem die praktische 
Zusammenarbeit und der 
Informationsaustausch zwischen den 
Mitgliedstaaten koordiniert und verbessert 
werden, das Unionsrecht und operative 
Normen im Asylbereich gefördert werden, 
um unionsweit die Achtung der 
Menschenrechte und ein hohes Maß an 
Einheitlichkeit auf der Grundlage hoher 
Schutzstandards bezüglich der Verfahren 
für internationalen Schutz, der 
Aufnahmebedingungen und der 
Beurteilung der Schutzbedürftigkeit 
sicherzustellen und eine tragfähige und 
gerechte Verteilung der Anträge auf 
internationalen Schutz zu ermöglichen – 
dabei ist stets auf das Wohl der 
Antragsteller abzustellen –, eine 
einheitlichere Prüfung von Anträgen auf 
internationalen Schutz in der gesamten 
Union zu erleichtern, die 
Neuansiedlungsbemühungen der 
Mitgliedstaaten zu unterstützen und 
insbesondere jenen Mitgliedstaaten bei der 
Verwaltung ihrer Asyl- und 
Aufnahmesysteme operative und 
technische Hilfe zu bieten, die einem 
unverhältnismäßigen Druck ausgesetzt 
sind.
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Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Der Fonds sollte die Bemühungen 
der Union und der Mitgliedstaaten 
unterstützen, die darauf gerichtet sind, die 
Fähigkeit der Mitgliedstaaten zur 
Fortentwicklung, zur Überwachung und 
Evaluierung ihrer Asylpolitik nach 
Maßgabe ihrer Pflichten im Rahmen von 
bestehendem Unionsrecht zu verbessern.

(10) Der Fonds sollte die Bemühungen 
der Union und der Mitgliedstaaten 
unterstützen, die darauf abstellen, die 
Fähigkeit der Mitgliedstaaten zur 
Fortentwicklung, Überwachung und 
Evaluierung ihrer Asylpolitik nach 
Maßgabe ihrer Pflichten im Rahmen des 
geltenden Unionsrechts und des 
Völkerrechts zu verbessern, und zwar auf 
der Grundlage eines auf die Achtung der 
Menschenrechte ausgerichteten 
bereichsübergreifenden Ansatzes.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Partnerschaften und die 
Zusammenarbeit mit Drittstaaten zur 
Gewährleistung einer angemessenen 
Steuerung des Zustroms von Personen, die 
Asyl oder eine andere Form des 
internationalen Schutzes beantragt haben, 
sind ein wesentlicher Bestandteil der 
Asylpolitik der Union. Mit dem Ziel, 
unsichere und irreguläre Einreisen von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen, 
die internationalen Schutz benötigen, durch 
legale und sichere Wege in die 
Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten zu 
ersetzen und im Zeichen der Solidarität mit 
Ländern in Regionen, in die oder 
innerhalb deren eine große Zahl von 
Personen, die internationalen Schutz 
benötigen, vertrieben wurde, und zur 
Entlastung dieser Länder, zur 
Verwirklichung der migrationspolitischen 
Ziele der Union durch Stärkung der 

(11) Partnerschaften und die 
Zusammenarbeit mit Drittstaaten sind ein 
wesentlicher Bestandteil der Migrations- 
und Asylpolitik der Union, damit 
sichergestellt wird, dass Menschen nicht 
zum Verlassen ihrer Heimatländer 
gezwungen sind und die 
Migrationsströme, darunter von Personen, 
die Asyl oder eine andere Form des 
internationalen Schutzes beantragt haben, 
angemessen gesteuert werden. Mit dem 
Ziel, unsichere und irreguläre Einreisen 
von Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen, einschließlich solcher, die 
internationalen Schutz benötigen, durch 
legale und sichere Wege in die 
Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten zu 
ersetzen, und im Zeichen der Solidarität 
mit Ländern in Regionen, in die oder in 
denen eine große Zahl von Personen, die 
internationalen Schutz benötigen, 
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Einflussmöglichkeiten der EU gegenüber 
Drittstaaten und zur wirksamen 
Unterstützung globaler 
Neuansiedlungsinitiativen durch 
geschlossenes Auftreten der Union in 
internationalen Foren und gegenüber 
Drittstaaten, sollte der Fonds finanzielle 
Anreize für die Umsetzung des 
Neuansiedlungsrahmen der Union [und 
des Rahmens für die humanitäre 
Aufnahme] bieten.

vertrieben wurde, und zur Entlastung 
dieser Länder und zur wirksamen 
Unterstützung globaler 
Neuansiedlungsinitiativen durch 
geschlossenes Auftreten der Union in 
internationalen Foren und gegenüber 
Drittstaaten, sollte der Fonds finanzielle 
Anreize für die Umsetzung des 
Neuansiedlungsrahmens der Union [und 
des Rahmens für die humanitäre 
Aufnahme] sowie anderer vergleichbarer 
humanitärer Initiativen, die von einzelnen 
oder mehreren Mitgliedstaaten 
gemeinsam ergriffen werden, bieten.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Angesichts des in den letzten 
Jahren anhaltend hohen Zustroms an 
Migranten in die Union und im Interesse 
der Gewährleistung des Zusammenhalts in 
unseren Gesellschaften ist es unabdingbar, 
die Strategien der Mitgliedstaaten im 
Hinblick auf eine frühzeitige Integration 
von legal aufhältigen 
Drittstaatsangehörigen zu fördern, so auch 
in den Schwerpunktbereichen, die in dem 
von der Kommission 2016 angenommenen 
Aktionsplan für die Integration von 
Drittstaatsangehörigen dargelegt sind.

(12) Angesichts der Bedeutung, die der 
Gewährleistung des Zusammenhalts in 
unseren Gesellschaften beizumessen ist, ist 
es unabdingbar, die Strategien der 
Mitgliedstaaten im Hinblick auf die 
frühzeitige Aufnahme, Integration und 
Eingliederung von legal aufhältigen 
Drittstaatsangehörigen zu fördern, so auch 
in den Schwerpunktbereichen, die in dem 
von der Kommission 2016 angenommenen 
Aktionsplan für die Integration von 
Drittstaatsangehörigen dargelegt sind.

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Im Interesse einer kohärenten 
Politik der Union zur Integration von 
Drittstaatsangehörigen und um die 

(13) Um die Integration in die 
europäischen Gesellschaften zu 
verbessern und zu unterstützen, sollte der 
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Effizienz zu steigern und den 
größtmöglichen zusätzlichen Nutzen für 
die Union zu erzielen, sollten mit dem 
Fonds nur spezifische Maßnahmen 
gefördert werden, die die durch den 
Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+) 
und den Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung (EFRE) 
geförderten Maßnahmen ergänzen. Aus 
dem Fonds sollten spezifische 
Maßnahmen finanziert werden, die auf 
die Bedürfnisse von 
Drittstaatsangehörigen zugeschnitten sind 
und im Allgemeinen frühzeitig im 
Rahmen der Integration durchgeführt 
werden, sowie horizontale Maßnahmen 
zur Unterstützung der Kapazitäten der 
Mitgliedstaaten im Bereich Integration; 
dahingehen sollten Interventionen für 
Drittstaatsangehörige mit langfristiger 
Wirkung aus dem EFRE und dem ESF+ 
finanziert werden.

Fonds die legale Zuwanderung in die 
Union entsprechend dem wirtschaftlichen 
und sozialen Bedarf der Mitgliedstaaten 
erleichtern und die Vorbereitung auf den 
Integrationsprozess bereits im 
Herkunftsland der zuziehenden 
Drittstaatsangehörigen in die Wege leiten. 
Maßnahmen in Drittstaaten sollten 
uneingeschränkt mit dem Grundsatz der 
Politikkohärenz im Interesse der 
Entwicklung und den Verpflichtungen zur 
Verwirklichung der Ziele für nachhaltige 
Entwicklung im Einklang stehen.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13a) Die Integrationsmaßnahmen 
sollten sich im Interesse eines 
umfassenden Integrationskonzepts auch 
auf Personen erstrecken, die 
internationalen Schutz genießen, und 
dabei die Besonderheiten dieser 
Zielgruppe berücksichtigen. Sind mit der 
Aufnahme Integrationsmaßnahmen 
verbunden, so sollte gegebenenfalls auch 
die Einbeziehung von Asylsuchenden in 
diese Maßnahmen möglich sein.
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Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Die für die Umsetzung des Fonds 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
sollten deswegen verpflichtet werden, 
Mechanismen für die Kooperation und 
Koordinierung mit den Behörden, die von 
den Mitgliedstaaten mit der Verwaltung 
des ESF+ und dem EFRE betraut 
wurden, und erforderlichenfalls mit ihren 
Verwaltungsbehörden und den 
Verwaltungsbehörden anderer Fonds der 
Union einzurichten, die zur Integration 
von Drittstaatsangehörigen beitragen.

(14) Der Fonds sollte im Interesse der 
Effizienz und des größtmöglichen 
zusätzlichen Nutzens gezielter zur 
Unterstützung kohärenter Strategien 
eingesetzt werden, die gegebenenfalls 
speziell auf die Förderung der Integration 
von Drittstaatsangehörigen auf nationaler, 
lokaler und/oder regionaler Ebene 
zugeschnitten sind. Diese Strategien 
sollten vor allem durch lokale oder 
regionale Behörden oder nichtstaatliche 
Akteure umgesetzt werden, ohne die 
nationalen Behörden auszuschließen, 
insbesondere falls die administrative 
Struktur eines Mitgliedstaats dies 
erforderlich macht oder wenn Aufnahme- 
Integrations- und 
Eingliederungsmaßnahmen in einem 
Mitgliedstaat in die gemeinsame 
Zuständigkeit des Staates und der 
dezentralisierten Verwaltungsebene 
fallen. Die durchführenden 
Einrichtungen sollten aus der Bandbreite 
verfügbarer Maßnahmen jene auswählen, 
die am besten auf ihre jeweiligen 
Gegebenheiten zugeschnitten sind.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 20

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(20) Eine effiziente Rückkehrpolitik ist 
ein integraler Bestandteil des umfassenden, 
von der Union und ihren Mitgliedstaaten 
verfolgten Migrationskonzepts. Mit dem 
Fonds sollten die Anstrengungen der 
Mitgliedstaaten im Hinblick auf eine 
wirksame Umsetzung und 

(20) Eine effiziente Rückkehrpolitik ist 
ein integraler Bestandteil des umfassenden, 
von der Union und ihren Mitgliedstaaten 
verfolgten Migrationskonzepts. Mit dem 
Fonds sollten die Anstrengungen der 
Mitgliedstaaten im Hinblick auf eine 
wirksame Umsetzung und 
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Weiterentwicklung der gemeinsamen 
Rückkehrnormen, wie sie insbesondere in 
der Richtlinie 2008/115/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates15 
festgelegt wurden, und eines integrierten 
und koordinierten Ansatzes für das 
Rückkehrmanagement weiter unterstützt 
und gefördert werden. Im Interesse einer 
nachhaltigen Rückkehrpolitik sollte der 
Fonds gleichermaßen damit im 
Zusammenhang stehende Maßnahmen in 
Drittstaaten fördern, wie 
Wiedereingliederungsmaßnahmen von 
Rückkehrern.

Weiterentwicklung der gemeinsamen 
Rückkehrnormen – mit Schwerpunkt auf 
der freiwilligen Rückkehr –, wie sie 
insbesondere in der Richtlinie 
2008/115/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates15 festgelegt wurden, und 
eines integrierten und koordinierten 
Ansatzes für das Rückkehrmanagement 
weiter unterstützt und gefördert werden. 
Der Fonds sollte gleichermaßen damit im 
Zusammenhang stehende Maßnahmen in 
Drittstaaten fördern, damit die sichere und 
menschenwürdige Rückkehr und 
Rückübernahme sowie die dauerhafte 
Wiedereingliederung im Sinne des 
globalen Pakts für Migration erleichtert 
und sichergestellt werden.

__________________ __________________
15 Richtlinie 2008/115/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Dezember 2008 über gemeinsame 
Normen und Verfahren in den 
Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal 
aufhältiger Drittstaatsangehöriger 
(ABl. L 348 vom 24.12.2008, S. 98).

15 Richtlinie 2008/115/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Dezember 2008 über gemeinsame 
Normen und Verfahren in den 
Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal 
aufhältiger Drittstaatsangehöriger 
(ABl. L 348 vom 24.12.2008, S. 98).

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 21

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(21) Die Mitgliedstaaten sollten der 
freiwilligen Rückkehr den Vorzug geben. 
Daher sollten sie Anreize wie eine 
Vorzugsbehandlung in Form einer 
verstärkten Rückkehrhilfe für die 
freiwillige Rückkehr vorsehen. Die 
freiwillige Rückkehr liegt im Interesse 
sowohl der Rückkehrer als auch der 
Behörden, was das Kosten-/Nutzen-
Verhältnis anbelangt.

(21) Die Mitgliedstaaten sollten der 
freiwilligen Rückkehr den Vorzug geben. 
Daher sollten sie Anreize wie eine 
Vorzugsbehandlung in Form einer 
verstärkten Rückkehrhilfe für die 
freiwillige Rückkehr vorsehen, und zwar 
durch eine Berufsausbildung in Europa, 
die den Rückkehrern bei der 
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt 
ihres Herkunftslands helfen würde. Diese 
Form der freiwilligen Rückkehr liegt im 
Interesse sowohl der Rückkehrer als auch 
der Behörden, was das Kosten-/Nutzen-
Verhältnis anbelangt.
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Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 23

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(23) Spezifische Maßnahmen zur 
Unterstützung der Rückkehrer in den 
Mitgliedstaaten und in den 
Rückkehrländern können die Bedingungen 
für die Rückkehr/Rückführung und folglich 
die Wiedereingliederung der Rückkehrer 
verbessern.

(23) Spezifische Maßnahmen in den 
Mitgliedstaaten und in den 
Rückkehrländern zur Unterstützung der 
Rückkehrer mit besonderem Augenmerk 
auf ihrem Bedarf im humanitären 
Bereich und ihrer Schutzbedürftigkeit 
können die Bedingungen für die 
Rückkehr/Rückführung und folglich die 
Wiedereingliederung der Rückkehrer 
verbessern. Besonderes Augenmerk sollte 
auf schutzbedürftige Personen gelegt 
werden. Rückkehrentscheidungen sollten 
auf einer umfassenden und sorgfältigen 
Prüfung der Lage in den 
Herkunftsstaaten, einschließlich einer 
Bewertung der Aufnahmekapazitäten auf 
lokaler Ebene, beruhen. Spezielle 
Maßnahmen und Aktionen zur 
Unterstützung der Herkunftsländer und 
insbesondere von schutzbedürftigen 
Personen tragen zur Gewährleistung der 
Dauerhaftigkeit, Sicherheit und 
Wirksamkeit von Rückführungen bei. 
Derartige Maßnahmen sollten unter 
aktiver Beteiligung der lokalen Behörden, 
der Zivilgesellschaft und der 
Diasporagemeinschaften umgesetzt 
werden.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 24

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(24) Die Rückübernahmeabkommen und 
sonstigen Vereinbarungen sind ein 
wichtiger Bestandteil der 

(24) Die Rückübernahmeabkommen und 
sonstigen Vereinbarungen sind ein 
wichtiger Bestandteil der 
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Rückkehrstrategie der Union und ein 
zentrales Instrument für die wirksame 
Steuerung der Migrationsströme, da sie die 
rasche Rückkehr irregulärer Migranten 
erleichtern. Diese Abkommen und 
Vereinbarungen sind ein wichtiges 
Element im Rahmen des Dialogs und der 
Zusammenarbeit mit den Herkunfts- oder 
den Transitländern irregulärer Migranten; 
ihre Anwendung in Drittstaaten sollte 
gefördert werden, damit die 
Rückkehrstrategien auf nationaler und auf 
Unionsebene greifen.

Rückkehrstrategie der Union und ein 
zentrales Instrument für die wirksame 
Steuerung der Migrationsströme, da sie die 
rasche Rückkehr irregulärer Migranten 
erleichtern. Diese Abkommen und 
Vereinbarungen sind ein wichtiges 
Element im Rahmen der Zusammenarbeit 
und des politischen Dialogs mit den 
Herkunfts- oder den Transitländern 
irregulärer Migranten; ihre Anwendung in 
Drittstaaten sollte gefördert werden, damit 
die Rückkehrstrategien auf nationaler und 
auf Unionsebene greifen.

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 25

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(25) Der Fonds sollte nicht nur, wie in 
dieser Verordnung vorgesehen, die 
Rückkehr von Personen unterstützen, 
sondern auch andere Maßnahmen zur 
Bekämpfung der irregulären Migration, 
zur Reduzierung von Anreizen für illegale 
Migration oder der Umgehung geltender 
Zuwanderungsvorschriften fördern und 
auf diese Weise die Integrität der 
Zuwanderungssysteme der Mitgliedstaaten 
gewährleisten.

(25) Der Fonds sollte nicht nur die 
Eingliederung von Drittstaatsangehörigen 
oder Staatenlosen in den Mitgliedstaaten 
unterstützen, sondern auch andere 
Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Schleusung von Migranten und zur 
Unterstützung und Erleichterung der 
Festlegung von Vorschriften über die 
legale Migration fördern und auf diese 
Weise die Integrität der 
Zuwanderungssysteme in den 
Herkunftsstaaten unter 
uneingeschränkter Achtung des 
Grundsatzes der Politikkohärenz im 
Interesse nachhaltiger Entwicklung 
gewährleisten.

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 26

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(26) Die Beschäftigung irregulärer 
Migranten ist ein Anreiz für die illegale 

(26) Die Mitgliedstaaten sollten bei der 
Durchführung der Richtlinie 2009/52/EG 



AD\1172894DE.docx 15/35 PE628.531v02-00

DE

Migration und untergräbt die 
Entwicklung einer Politik für die 
Mobilität von Arbeitskräften aufbauend 
auf Programmen für die legale Migration. 
Die Mitgliedstaaten sollten daher bei der 
Durchführung der Richtlinie 2009/52/EG 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates16, die ein Verbot der Beschäftigung 
illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger 
sowie Sanktionen gegen zuwiderhandelnde 
Arbeitnehmer vorsieht, direkt oder indirekt 
aus dem Fonds unterstützt werden.

des Europäischen Parlaments und des 
Rates16, die ein Verbot der Beschäftigung 
von Drittstaatsangehörigen ohne 
rechtmäßigen Aufenthalt sowie Sanktionen 
gegen zuwiderhandelnde Arbeitnehmer 
vorsieht, direkt oder indirekt aus dem 
Fonds unterstützt werden. Dieser umfasst 
auch Schutzelemente, etwa das Recht 
illegal beschäftigter 
Drittstaatsangehöriger, Beschwerden 
einzureichen und Lohnforderungen 
geltend zu machen. Mit dem Fonds sollte 
die Anwendung dieser Schutzelemente 
unterstützt werden, da sie bislang nicht 
ausreichend umgesetzt worden sind, wie 
in der Mitteilung der Kommission an das 
europäische Parlament und den Rat vom 
22. Mai 2014 betreffend die Anwendung 
der Richtlinie 2009/52/EC vom 18. Juni 
2009 über
Mindeststandards für Sanktionen und 
Maßnahmen gegen Arbeitgeber, die 
Drittstaatsangehörige ohne rechtmäßigen 
Aufenthalt beschäftigen, festgestellt 
wurde.

_________________ _________________
16 Richtlinie 2009/52/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 18. Juni 
2009 über Mindeststandards für 
Sanktionen und Maßnahmen gegen 
Arbeitgeber, die Drittstaatsangehörige 
ohne rechtmäßigen Aufenthalt beschäftigen 
(ABl. L 168 vom 30.6.2009, S. 24).

16 Richtlinie 2009/52/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 18. Juni 
2009 über Mindeststandards für 
Sanktionen und Maßnahmen gegen 
Arbeitgeber, die Drittstaatsangehörige 
ohne rechtmäßigen Aufenthalt beschäftigen 
(ABl. L 168 vom 30.6.2009, S. 24).

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 26 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(26a) Die Mitgliedstaaten sollten die 
Anträge der Zivilgesellschaft und der 
Arbeitnehmerverbände, etwa bezüglich 
der Einrichtung eines europäischen 



PE628.531v02-00 16/35 AD\1172894DE.docx

DE

Netzwerks der mit der Aufnahme von 
Migranten befassten Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer unterstützen, um alle 
in Migrationsdiensten in Europa 
Beschäftigten miteinander zu vernetzen 
und auf diese Weise eine 
menschenwürdige Aufnahme und ein 
Migrationskonzept zu fördern, das auf 
den Menschenrechten und dem 
Austausch bewährter Verfahren mit Blick 
auf die Aufnahme von Migranten und 
ihrer Eingliederung in den Arbeitsmarkt 
beruht.

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 30

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(30) Die aus dem Fonds geförderten 
Maßnahmen in oder mit Bezug zu 
Drittstaaten sollten andere Maßnahmen 
außerhalb der Union ergänzen, die durch 
die Außenfinanzierungsinstrumente der 
Union unterstützt werden. Insbesondere 
sollte bei der Durchführung derartiger 
Maßnahmen eine völlige 
Übereinstimmung mit den Grundsätzen 
und allgemeinen Zielen der Außentätigkeit 
der Union und ihrer Außenpolitik in Bezug 
auf das betreffende Land oder die 
betreffende Region und mit den 
internationalen Verpflichtungen der Union 
angestrebt werden. Was die externe 
Dimension anbetrifft, so sollten mit dem 
Fonds die Förderung der Zusammenarbeit 
mit Drittstaaten und die weitere 
Verstärkung der Schlüsselaspekte des 
Migrationsmanagements zielgerichtet 
unterstützt werden, die für die 
Migrationspolitik der Union von Interesse 
sind.

(30) Die im Rahmen des Fonds 
ergriffenen Maßnahmen mit Bezug zu 
Drittstaaten sollten mit den Grundsätzen 
und allgemeinen Zielen der Außentätigkeit 
der Union und ihrer Außen- und 
Entwicklungspolitik in Bezug auf das 
betreffende Land oder die betreffende 
Region und mit den internationalen 
Verpflichtungen der Union in vollem 
Einklang stehen. Die Zusammenarbeit mit 
Drittstaaten sollte nicht auf die Förderung 
von Maßnahmen abzielen, die unmittelbar 
auf die Entwicklung ausgerichtet sind, 
und den Grundsatz der Politikkohärenz 
im Interesse der Entwicklung nicht 
aushöhlen.
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Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 35

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(35) Diese Ausgangsbeträge bilden die 
Grundlage für die langfristigen 
Investitionen der Mitgliedstaaten. Um 
Veränderungen der Migrationsströme 
Rechnung zu tragen und die Bedürfnisse in 
Bezug auf die Asyl- und Aufnahmesysteme 
und die Integration von 
Drittstaatsangehörigen mit legalem 
Aufenthalt anzugehen und die irreguläre 
Migration mit einer wirksamen und 
nachhaltigen Rückkehrpolitik zu 
bekämpfen, sollte den Mitgliedstaaten zur 
Halbzeit unter Berücksichtigung der 
Ausschöpfungsquoten ein Zusatzbetrag 
zugewiesen werden. Dieser Betrag sollte 
auf der Grundlage der neuesten 
verfügbaren statistischen Daten nach 
Anhang I unter Berücksichtigung der 
Änderungen der Ausgangslage in den 
Mitgliedstaaten zugewiesen werden.

(35) Diese Ausgangsbeträge bilden die 
Grundlage für die langfristigen 
Investitionen der Mitgliedstaaten. Um 
Veränderungen der Migrationsströme 
Rechnung zu tragen, auf die Bedürfnisse in 
Bezug auf die Asyl- und Aufnahmesysteme 
und die Integration von 
Drittstaatsangehörigen einzugehen, die 
Schleusung von Migranten zu bekämpfen 
und eine wirksame, rechtskonforme und 
nachhaltige Rückkehrpolitik umzusetzen, 
sollte den Mitgliedstaaten zur Halbzeit 
unter Berücksichtigung der 
Ausschöpfungsquoten ein Zusatzbetrag 
zugewiesen werden. Dieser Betrag sollte 
auf der Grundlage der neuesten 
verfügbaren statistischen Daten nach 
Anhang I unter Berücksichtigung der 
Änderungen der Ausgangslage in den 
Mitgliedstaaten zugewiesen werden.

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 41

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(41) Ergänzend zur Umsetzung des 
politischen Ziels dieses Fonds auf 
nationaler Ebene im Rahmen der 
Programme der Mitgliedstaaten sollte der 
Fonds auch Maßnahmen auf Unionsebene 
fördern. Diese Maßnahmen sollten 
allgemeinen strategischen Zwecken 
innerhalb des Interventionsbereichs des 
Fonds im Zusammenhang mit politischen 
Analysen und Innovationen, dem 
grenzübergreifenden gegenseitigen 
Austausch und länderübergreifenden 
Partnerschaften und der Erprobung neuer 

(41) Ergänzend zur Umsetzung des 
politischen Ziels dieses Fonds auf 
nationaler Ebene im Rahmen der 
Programme der Mitgliedstaaten sollte der 
Fonds auch Maßnahmen auf Unionsebene 
fördern. Diese Maßnahmen sollten 
allgemeinen strategischen Zwecken 
innerhalb des Interventionsbereichs des 
Fonds im Zusammenhang mit politischen 
Analysen und Innovationen, dem 
grenzübergreifenden gegenseitigen 
Austausch und länderübergreifenden 
Partnerschaften, der von den 
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Initiativen und Maßnahmen in der 
gesamten Union dienen.

Diasporagemeinschaften geleisteten 
Arbeit und der Vermittlerrolle, die diese 
hierbei übernehmen können, und der 
Erprobung neuer Initiativen und 
Maßnahmen in der gesamten Union 
dienen.

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 42

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(42) Um die Unionskapazitäten zu 
stärken und unverzüglich auf 
unvorhergesehenen oder 
unverhältnismäßig starken 
Migrationsdruck in einem oder mehreren 
Mitgliedstaaten aufgrund eines massiven 
oder unverhältnismäßigen Zustroms von 
Drittstaatsangehörigen bei dem deren 
Einrichtungen für die Aufnahme und 
Ingewahrsamnahme sowie die Asyl- und 
Migrationsmanagementsysteme und -
verfahren der Mitgliedstaaten kurzfristig 
stark beansprucht werden und um auf 
starken Migrationsdruck in Drittstaaten 
aufgrund politischer Entwicklungen oder 
Konflikte reagieren zu können, sollte im 
Einklang mit dem Rahmen dieser 
Verordnung Soforthilfe geleistet werden 
können.

(42) Um die Unionskapazitäten zu 
stärken und unverzüglich auf 
unvorhergesehenen oder 
unverhältnismäßig starken 
Migrationsdruck in einem oder mehreren 
Mitgliedstaaten aufgrund eines massiven 
oder unverhältnismäßigen Zustroms von 
Drittstaatsangehörigen, bei dem deren 
Einrichtungen für die Aufnahme und 
Ingewahrsamnahme sowie die Asyl- und 
Migrationsmanagementsysteme und 
-verfahren der Mitgliedstaaten kurzfristig 
stark beansprucht werden, und um auf 
starken Migrationsdruck in Drittstaaten 
aufgrund politischer Entwicklungen oder 
Konflikte reagieren zu können, sollte im 
Einklang mit dem Rahmen dieser 
Verordnung jederzeit Soforthilfe für 
Maßnahmen geleistet werden können, die 
darauf abstellen, die Wahrung der 
Menschenrechte der Migranten und die 
Einhaltung der internationalen 
Verpflichtungen der Mitgliedstaaten, 
insbesondere im Bereich Asyl und 
Zuflucht, sicherzustellen.
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Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 53 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(53a) Die Organisationen der 
Zivilgesellschaft und die lokalen und 
regionalen Gebietskörperschaften und die 
einzelstaatlichen Parlamente in den 
Mitgliedstaaten und in den Drittländern 
sollten bei der Planung, der 
Durchführung und der Bewertung der 
Programme, die über den Fonds 
finanziert werden, konsultiert werden.

Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Das politische Ziel des Fonds 
besteht darin, im Einklang mit dem 
Besitzstand der Union im Bereich Asyl und 
Migration und im Einklang mit den 
Grundrechtsverpflichtungen der Union zu 
einer effizienten Steuerung der 
Migrationsströme beizutragen.

(1) Das politische Ziel des Fonds 
besteht darin, im Einklang mit dem 
Besitzstand der Union im Bereich Asyl und 
Migration und im Einklang mit den 
Grundrechtsverpflichtungen der Union, 
insbesondere im Hinblick auf das in der 
Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union verankerte Recht 
auf Asyl und den Grundsatz der 
Politikkohärenz im Interesse der 
Entwicklung, zu einer effizienten 
Steuerung der Migrationsströme 
beizutragen.

Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) Unterstützung der legalen 
Migration in die Mitgliedstaaten 

b) Unterstützung der Schaffung 
sicherer und legaler 
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einschließlich Beitrag zur Integration von 
Drittstaatsangehörigen;

Einreisemöglichkeiten in die 
Mitgliedstaaten einschließlich Beitrag zur 
Integration von Drittstaatsangehörigen, 
etwa von Asylsuchenden und Personen, 
die internationalen Schutz genießen, 
sowie Stärkung des Schutzes der 
Menschenrechte von Migranten;

Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) Beitrag zur Bekämpfung der 
irregulären Migration und zur 
Gewährleistung einer effektiven Rückkehr 
und Rückübernahme in Drittstaaten.

c) Bekämpfung der irregulären 
Migration durch die Eröffnung von 
legalen Möglichkeiten der Migration 
sowie Bekämpfung des Menschenhandels 
und Gewährleistung einer sowohl für die 
Rückkehrer als auch für die 
Herkunftsländer effektiven und 
dauerhaften Rückkehr und 
Rückübernahme in Drittstaaten.

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) Beitrag zur Bekämpfung der 
irregulären Migration und zur 
Gewährleistung einer effektiven Rückkehr 
und Rückübernahme in Drittstaaten.

c) Bekämpfung der irregulären 
Migration und Gewährleistung einer 
sowohl für die Rückkehrer als auch für 
die Herkunftsländer effektiven und 
dauerhaften Rückkehr und 
Rückübernahme in Drittstaaten.
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Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2 – Buchstabe c a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ca) Stärkung der Solidarität und der 
Aufteilung der Verantwortlichkeiten unter 
den Mitgliedstaaten, insbesondere 
gegenüber den von den Migrations- und 
Asylströmen am stärksten betroffenen 
Mitgliedstaaten, unter anderem durch 
praktische Zusammenarbeit.

Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Der Fonds steht Drittstaaten nach Maßgabe 
der in einem besonderen Abkommen über 
die Teilnahme des jeweiligen Drittstaats an 
dem Asyl- und Migrationsfonds geregelten 
Bedingungen offen, sofern das Abkommen

Der Fonds steht Drittstaaten, die die 
Grundrechte der Migranten nicht 
verletzen, für Aktivitäten im Bereich der 
regulären Migration, Rückkehr und 
Rückübernahme nach Maßgabe der in 
einem besonderen Abkommen über die 
Teilnahme des jeweiligen Drittstaats an 
dem Asyl- und Migrationsfonds geregelten 
Bedingungen – die öffentlich zugänglich 
gemacht werden sollten – offen, sofern das 
Abkommen

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1 – Spiegelstrich 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– ein Rechtsbehelfsverfahren für 
Einzelpersonen vorsieht, die sich in ihren 
Grundrechten verletzt sehen.
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Änderungsantrag 32

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) Die Kommission und die 
Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die 
Maßnahmen mit Bezug zu Drittstaaten 
mit anderen Maßnahmen, die im Rahmen 
von Instrumenten der Union 
durchgeführt werden, und mit dem 
Grundsatz der Politikkohärenz im 
Interesse der Entwicklung im Einklang 
stehen, vorrangig auf nicht 
entwicklungsbezogene Maßnahmen 
ausgerichtet sind und voll und ganz mit 
den Menschenrechten und dem 
Völkerrecht vereinbar sind.

Änderungsantrag 33

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Aus der Thematischen Fazilität 
werden insbesondere Maßnahmen im 
Rahmen der in Anhang II Nummer 2 
Buchstabe b genannten 
Durchführungsmaßnahme unterstützt, die 
von lokalen und regionalen Behörden oder 
Organisationen der Zivilgesellschaft 
durchgeführt werden.

(6) Aus der Thematischen Fazilität 
werden insbesondere Maßnahmen im 
Rahmen der in Anhang II Nummer 2 
Buchstabe b genannten 
Durchführungsmaßnahme unterstützt, die 
von lokalen und regionalen Behörden oder 
Organisationen der Zivilgesellschaft, 
insbesondere den 
Diasporagemeinschaften, durchgeführt 
werden.

Änderungsantrag 34

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, (1) Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, 
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dass die in seinem Programm 
berücksichtigten Prioritäten mit den 
Prioritäten der Union und den 
Herausforderungen im Bereich 
Migrationssteuerung im Einklang stehen, 
darauf eingehen und voll und ganz dem 
Besitzstand der Union in diesem Bereich 
und den vereinbarten Unionsprioritäten 
entsprechen. Die Mitgliedstaaten tragen bei 
der Festlegung der Prioritäten ihrer 
Programme dafür Sorge, dass die in 
Anhang II aufgeführten 
Durchführungsmaßnahmen angemessen 
berücksichtigt werden.

dass die in seinem Programm 
berücksichtigten Prioritäten mit den 
Prioritäten der Union und den 
Herausforderungen in den Bereichen 
Migrationssteuerung, Asyl und Aufnahme 
im Einklang stehen, darauf eingehen und 
voll und ganz dem Besitzstand der Union 
in diesen Bereichen und den vereinbarten 
Unionsprioritäten entsprechen. Die 
Mitgliedstaaten tragen bei der Festlegung 
der Prioritäten ihrer Programme dafür 
Sorge, dass die in Anhang II aufgeführten 
Durchführungsmaßnahmen angemessen 
berücksichtigt werden.

Änderungsantrag 35

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Die Kommission trägt dafür Sorge, 
dass die Asylagentur der Europäischen 
Union und die Europäische Agentur für die 
Grenz- und Küstenwache in den Bereichen, 
die in ihre Zuständigkeit fallen, frühzeitig 
in die Ausarbeitung der Programme 
einbezogen werden. Die Kommission 
konsultiert die Europäische Agentur für die 
Grenz- und Küstenwache und die 
Asylagentur der Europäischen Union zu 
den Entwürfen der Programme, um die 
Kohärenz und die Komplementarität der 
Maßnahmen der Agenturen und der 
Mitgliedstaaten zu gewährleisten.

(2) Die Kommission trägt dafür Sorge, 
dass die Asylagentur der Europäischen 
Union, die Agentur der Europäischen 
Union für Grundrechte und die 
Europäische Agentur für die Grenz- und 
Küstenwache in den Bereichen, die in ihre 
Zuständigkeit fallen, frühzeitig in die 
Ausarbeitung der Programme einbezogen 
werden. Die Kommission konsultiert die 
Europäische Agentur für die Grenz- und 
Küstenwache und die Asylagentur der 
Europäischen Union zu den Entwürfen der 
Programme, um die Kohärenz und die 
Komplementarität der Maßnahmen der 
Agenturen und der Mitgliedstaaten zu 
gewährleisten.

Änderungsantrag 36

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Die Kommission trägt dafür Sorge, (2) Die Kommission trägt dafür Sorge, 
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dass die Asylagentur der Europäischen 
Union und die Europäische Agentur für die 
Grenz- und Küstenwache in den Bereichen, 
die in ihre Zuständigkeit fallen, frühzeitig 
in die Ausarbeitung der Programme 
einbezogen werden. Die Kommission 
konsultiert die Europäische Agentur für die 
Grenz- und Küstenwache und die 
Asylagentur der Europäischen Union zu 
den Entwürfen der Programme, um die 
Kohärenz und die Komplementarität der 
Maßnahmen der Agenturen und der 
Mitgliedstaaten zu gewährleisten.

dass die Asylagentur der Europäischen 
Union, die Agentur der Europäischen 
Union für Grundrechte und die 
Europäische Agentur für die Grenz- und 
Küstenwache in den Bereichen, die in ihre 
Zuständigkeit fallen, frühzeitig in die 
Ausarbeitung der Programme einbezogen 
werden. Die Kommission konsultiert die 
Europäische Agentur für die Grenz- und 
Küstenwache und die Asylagentur der 
Europäischen Union zu den Entwürfen der 
Programme, um die Kohärenz und die 
Komplementarität der Maßnahmen der 
Agenturen und der Mitgliedstaaten zu 
gewährleisten.

Änderungsantrag 37

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Die Kommission kann 
gegebenenfalls die Asylagentur der 
Europäischen Union und die Europäische 
Agentur für die Grenz- und Küstenwache 
in die Überwachungs- und 
Evaluierungsaufgaben nach Abschnitt 5 
einbeziehen, insbesondere um 
sicherzustellen, dass die mit Unterstützung 
aus dem Fonds durchgeführten 
Maßnahmen mit dem Besitzstand der 
Union in diesem Bereich und den 
vereinbarten Unionsprioritäten im Einklang 
stehen.

(3) Die Kommission kann 
gegebenenfalls die Asylagentur der 
Europäischen Union, die Agentur der 
Europäischen Union für Grundrechte und 
die Europäische Agentur für die Grenz- 
und Küstenwache in die Überwachungs- 
und Evaluierungsaufgaben nach 
Abschnitt 5 einbeziehen, insbesondere um 
sicherzustellen, dass die mit Unterstützung 
aus dem Fonds durchgeführten 
Maßnahmen mit dem Besitzstand der 
Union in diesem Bereich und den 
vereinbarten Unionsprioritäten im Einklang 
stehen.

Änderungsantrag 38

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Im Anschluss an ein (4) Im Anschluss an ein 
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Kontrollverfahren im Einklang mit der 
Verordnung (EU) ../.. [Asylagentur-
Verordnung] oder nach Annahme von 
Empfehlungen nach Maßgabe der 
Verordnung (EU) Nr. 1053/2013, die in 
den Anwendungsbereich dieser 
Verordnung fallen, prüft der betreffende 
Mitgliedstaat gemeinsam mit der 
Kommission und gegebenenfalls der 
Asylagentur der Europäischen Union und 
der Europäischen Agentur für die Grenz- 
und Küstenwache, wie auf die Ergebnisse, 
einschließlich etwaiger Mängel oder 
Fragen der Kapazität und 
Reaktionsfähigkeit, reagiert werden soll, 
und setzt die Empfehlungen im Rahmen 
seines Programms um.

Kontrollverfahren im Einklang mit der 
Verordnung (EU) .../... [Asylagentur-
Verordnung] oder nach Annahme von 
Empfehlungen nach Maßgabe der 
Verordnung (EU) Nr. 1053/2013, die in 
den Anwendungsbereich dieser 
Verordnung fallen, prüft der betreffende 
Mitgliedstaat gemeinsam mit der 
Kommission und gegebenenfalls der 
Asylagentur der Europäischen Union, der 
Agentur der Europäischen Union für 
Grundrechte und der Europäischen 
Agentur für die Grenz- und Küstenwache, 
wie auf die Ergebnisse, einschließlich 
etwaiger Mängel oder Fragen der Kapazität 
und Reaktionsfähigkeit, reagiert werden 
soll, und setzt die Empfehlungen im 
Rahmen seines Programms um.

Änderungsantrag 39

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Die Mitgliedstaaten verwenden die 
Betriebskostenunterstützung im Einklang 
mit dem Besitzstand der Union im Bereich 
Asyl und Rückkehr.

(3) Die Mitgliedstaaten verwenden die 
Betriebskostenunterstützung im Einklang 
mit dem Besitzstand der Union in den 
Bereichen Asyl und Rückkehr sowie 
Grundrechte.

Änderungsantrag 40

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Die Mitgliedstaaten begründen im 
Programm und in den jährlichen 
Leistungsberichten nach Artikel 30, wie sie 
die Betriebskostenunterstützung verwendet 
haben, um die Ziele dieser Verordnung zu 
erreichen. Vor Genehmigung des 
Programms bewertet die Kommission mit 
der Asylagentur der Europäischen Union 

(4) Die Mitgliedstaaten begründen im 
Programm und in den jährlichen 
Leistungsberichten nach Artikel 30, wie sie 
die Betriebskostenunterstützung verwendet 
haben, um die Ziele dieser Verordnung zu 
erreichen. Vor Genehmigung des 
Programms bewertet die Kommission mit 
der Asylagentur der Europäischen Union, 
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und der Europäischen Agentur für die 
Grenz- und Küstenwache gemäß Artikel 13 
die Ausgangslage in den Mitgliedstaaten, 
die ihre Absicht bekundet haben, 
Betriebskostenunterstützung in Anspruch 
zu nehmen. Die Kommission 
berücksichtigt dabei die von den 
betreffenden Mitgliedstaaten 
bereitgestellten Informationen und 
gegebenenfalls die Informationen, die sich 
aus Kontrollverfahren nach Maßgabe der 
Verordnung (EU) ../.. [Verordnung über 
die Asylagentur der Europäischen Union] 
und der Verordnung (EU) Nr. 1053/2013, 
die in den Anwendungsbereich dieser 
Verordnung fallen, ergeben haben.

der Agentur der Europäischen Union für 
Grundrechte und der Europäischen 
Agentur für die Grenz- und Küstenwache 
gemäß Artikel 13 die Ausgangslage in den 
Mitgliedstaaten, die ihre Absicht bekundet 
haben, Betriebskostenunterstützung in 
Anspruch zu nehmen. Die Kommission 
berücksichtigt dabei die von den 
betreffenden Mitgliedstaaten 
bereitgestellten Informationen und 
gegebenenfalls die Informationen, die sich 
aus Kontrollverfahren nach Maßgabe der 
Verordnung (EU) .../... [Verordnung über 
die Asylagentur der Europäischen Union] 
und der Verordnung (EU) Nr. 1053/2013, 
die in den Anwendungsbereich dieser 
Verordnung fallen, ergeben haben.

Änderungsantrag 41

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 26 – Absatz 1 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) starken Migrationsdruck in 
Drittstaaten, unter anderem wenn 
schutzbedürftige Personen wegen 
politischer Entwicklungen oder Konflikte – 
insbesondere wenn diese Auswirkungen 
auf die Migrationsströme in die EU haben 
könnten – gestrandet sind.

c) starken Migrationsdruck in 
Drittstaaten, unter anderem wenn 
schutzbedürftige Personen wegen 
politischer Entwicklungen oder Konflikte 
gestrandet sind.

Änderungsantrag 42

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 29 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Kommission nimmt eine 
Halbzeitevaluierung und eine 
rückblickende Evaluierung dieser 
Verordnung einschließlich der im Rahmen 
des Fonds durchgeführten Maßnahmen vor.

(1) Die Kommission nimmt eine 
Halbzeitevaluierung und eine 
rückblickende Evaluierung dieser 
Verordnung einschließlich der im Rahmen 
des Fonds durchgeführten Maßnahmen 
und der Bewertung der Auswirkungen 
von Rückführungen auf Drittstaaten und 
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der Achtung der Grundrechte von 
Migranten vor.

Änderungsantrag 43

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 29 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Die Halbzeitevaluierung und die 
rückblickende Evaluierung werden 
rechtzeitig durchgeführt, damit die 
Ergebnisse in die Entscheidungsfindung 
einfließen können.

(2) Die Halbzeitevaluierung und die 
rückblickende Evaluierung werden 
rechtzeitig durchgeführt, damit die 
Ergebnisse in die Entscheidungsfindung 
einfließen können, und die Ergebnisse der 
Evaluierung werden veröffentlicht und 
zugänglich gemacht.

Änderungsantrag 44

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 30 – Absatz 2 – Buchstabe h a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ha) die Art und Weise, wie bei der 
Umsetzung des Fonds die Achtung der 
Grundrechte der Migranten gewährleistet 
wurde.

Änderungsantrag 45

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 1 – Buchstabe b – Spiegelstrich 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– 30 % für Asyl; – 40 % für Asyl;
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Änderungsantrag 46

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 1 – Buchstabe b – Spiegelstrich 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– 30 % für legale Migration und 
Integration;

– 40 % für legale Migration, 
Integration und Eingliederung;

Änderungsantrag 47

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 1 – Buchstabe b – Spiegelstrich 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– 40 % für die Bekämpfung 
irregulärer Migration, einschließlich 
Rückkehr/Rückführung.

– 20 % für die Bekämpfung 
irregulärer Migration, einschließlich 
Rückkehr/Rückführung.

Änderungsantrag 48

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang II – Nummer 1 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

d) Stärkung der Solidarität und der 
Zusammenarbeit mit den von den 
Migrationsströmen betroffenen 
Drittstaaten, unter anderem durch 
Neuansiedlung sowie andere rechtliche 
Möglichkeiten des Schutzes in der Union 
sowie durch Partnerschaft und 
Zusammenarbeit mit Drittstaaten zum 
Zwecke der Migrationssteuerung.

d) Stärkung der Solidarität, der 
Zusammenarbeit und des Austauschs 
bewährter Verfahren mit den von den 
Migrationsströmen betroffenen 
Drittstaaten, unter anderem durch 
Neuansiedlung sowie andere rechtliche 
Möglichkeiten des Schutzes in der Union 
sowie durch Partnerschaft und 
Zusammenarbeit mit Drittstaaten zum 
Zwecke der Migrationssteuerung.
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Änderungsantrag 49

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang III – Nummer 3 – Buchstabe k

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

k) Förderung von Austausch und 
Dialog zwischen Drittstaatsangehörigen, 
der Aufnahmegesellschaft und Behörden, 
u. a. durch Konsultation von 
Drittstaatsangehörigen sowie 
interkulturellen und interreligiösen Dialog.

k) Förderung von Austausch und 
Dialog zwischen Drittstaatsangehörigen, 
der Aufnahmegesellschaft und Behörden – 
insbesondere mithilfe der 
Diasporagemeinschaften –, u. a. durch 
Konsultation von Drittstaatsangehörigen 
sowie interkulturellen und interreligiösen 
Dialog.

Änderungsantrag 50

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang III – Nummer 4 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) Aufnahme- oder 
Hafteinrichtungen sowie gegebenenfalls 
gemeinsame Nutzung solcher 
Einrichtungen durch mehr als einen 
Mitgliedstaat;

a) Aufnahmeeinrichtungen sowie 
gegebenenfalls gemeinsame Nutzung 
solcher Einrichtungen durch mehr als einen 
Mitgliedstaat;

Änderungsantrag 51

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang III – Nummer 4 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

d) Maßnahmen gegen Anreize für 
irreguläre Migration und die Beschäftigung 
irregulärer Migranten durch wirksame und 
angemessene Inspektionen auf der 
Grundlage von Risikobewertungen, die 
Schulung von Personal, die Einführung 
und Implementierung von Mechanismen, 
über die irreguläre Migranten Zahlungen 
einfordern und Beschwerden gegen ihre 
Arbeitgeber einlegen können, oder 

d) Maßnahmen gegen irreguläre 
Migration und die Beschäftigung 
irregulärer Migranten durch wirksame und 
angemessene Inspektionen auf der 
Grundlage von Risikobewertungen, die 
Schulung von Personal, die Einführung 
und Umsetzung von Mechanismen, über 
die irreguläre Migranten Zahlungen 
einfordern und Beschwerden gegen ihre 
Arbeitgeber einlegen können, oder 
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Informations- und 
Sensibilisierungskampagnen zur 
Aufklärung von Arbeitgebern und 
irregulären Migranten über ihre Rechte und 
Pflichten gemäß der Richtlinie 
2009/52/EG8;

Informations- und 
Sensibilisierungskampagnen zur 
Aufklärung von Arbeitgebern und 
irregulären Migranten über ihre Rechte und 
Pflichten gemäß der 
Richtlinie 2009/52/EG8;

Änderungsantrag 52

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang III – Nummer 4 – Buchstabe d a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

da) Bewertung der Lage in den 
Herkunftsstaaten und ihrer Stabilität, 
einschließlich einer Bewertung der 
Aufnahmekapazitäten auf lokaler Ebene;

Änderungsantrag 53

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang III – Nummer 4 – Buchstabe e

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

e) Rückkehrvorbereitung, 
einschließlich Maßnahmen im 
Zusammenhang mit der Ausstellung von 
Rückkehrentscheidungen, der 
Identifizierung von Drittstaatsangehörigen, 
der Ausstellung von Reisedokumenten und 
der Suche nach Familienangehörigen;

e) Rückkehrvorbereitung, 
einschließlich Maßnahmen im 
Zusammenhang mit der Ausstellung von 
Rückkehrentscheidungen, der 
Identifizierung von Drittstaatsangehörigen, 
der Ausstellung von Reisedokumenten, der 
Suche nach Familienangehörigen und der 
Möglichkeit, in Europa eine 
Berufsausbildung zu absolvieren, die die 
Wiedereingliederung im Herkunftsland 
begünstigt;

Änderungsantrag 54

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang III – Nummer 4 – Buchstabe h

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

h) Abschiebungen und damit h) Abschiebungen und damit 
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zusammenhängende Maßnahmen im 
Einklang mit den im Unionsrecht 
festgelegten Standards, ausgenommen 
technische Zwangsmittel;

zusammenhängende Maßnahmen unter 
uneingeschränkter Achtung der 
Menschenrechte und im Einklang mit den 
im Unionsrecht festgelegten Standards, 
ausgenommen technische Zwangsmittel;

Änderungsantrag 55

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang III – Nummer 4 – Buchstabe i

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

i) Maßnahmen zur Unterstützung der 
dauerhaften Rückkehr und Reintegration 
der Rückkehrer;

i) langfristig ausgerichtete 
Maßnahmen zur Unterstützung der 
dauerhaften Rückkehr und Reintegration 
der Rückkehrer, einschließlich 
Weiterbildungsmaßnahmen;

Änderungsantrag 56

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang III – Nummer 4 – Buchstabe j

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

j) Einrichtungen und Leistungen in 
Drittstaaten, die bei der Ankunft eine 
angemessene vorübergehende 
Unterbringung und Aufnahme im Einklang 
mit internationalen Standards 
gewährleisten, u. a. für unbegleitete 
Minderjährige und andere gefährdete 
Gruppen;

j) Unterstützung von Drittstaaten bei 
der Gewährleistung einer angemessenen 
vorübergehenden Unterbringung und 
Aufnahme bei der Ankunft im Einklang 
mit internationalen Standards;

Änderungsantrag 57

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang III – Nummer 4 – Buchstabe k

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

k) Zusammenarbeit mit Drittstaaten, 
um irreguläre Migration zu bekämpfen 
und eine wirksame Rückführung und 
Rückübernahme zu gewährleisten, u. a. 

entfällt
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durch die Umsetzung von 
Rückübernahmeabkommen und anderen 
Vereinbarungen;

Änderungsantrag 58

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang III – Nummer 4 – Buchstabe m

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

m) Unterstützung von und Maßnahmen 
in Drittstaaten, u. a. in den Bereichen 
Infrastruktur, Ausrüstung sowie andere 
Maßnahmen, sofern diese zu einer 
verstärkten wirksamen Zusammenarbeit 
zwischen Drittstaaten und der Union und 
ihren Mitgliedstaaten im Bereich der 
Rückkehr/Rückführung und 
Rückübernahme beitragen.

m) Unterstützung von und Maßnahmen 
in Drittstaaten, sofern diese zu einer 
verstärkten wirksamen Zusammenarbeit 
zwischen Drittstaaten und der Union und 
ihren Mitgliedstaaten im Bereich der 
Rückkehr/Rückführung und 
Rückübernahme beitragen.

Änderungsantrag 59

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IV – Spiegelstrich 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– von lokalen und regionalen 
Behörden sowie zivilgesellschaftlichen 
Organisationen durchgeführte 
Integrationsmaßnahmen;

– von lokalen und regionalen 
Behörden sowie zivilgesellschaftlichen 
Organisationen, darunter auch 
Diasporagemeinschaften, durchgeführte 
Integrationsmaßnahmen;

Änderungsantrag 60

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang V – Teil 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Spezifisches Ziel 2: Unterstützung der 
legalen Migration in die Mitgliedstaaten 
einschließlich Beitrag zur Integration von 
Drittstaatsangehörigen: 

entfällt
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1. Zahl der Teilnehmer an aus dem 
Fonds geförderten Maßnahmen zur 
Ausreisevorbereitung;
2. Zahl der Personen, die an aus dem 
Fonds geförderten 
Integrationsmaßnahmen teilgenommen 
haben und angegeben haben, dass die 
Maßnahmen für ihre rasche Integration 
nützlich waren, im Vergleich zur 
Gesamtzahl der Teilnehmer an den aus 
dem Fonds geförderten 
Integrationsmaßnahmen.
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